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HINWEISE FÜR DIE GREMIENARBEIT 

Grundlagen 

- Thüringer Hochschulgesetz
- Grundordnung der FHE
- Gemeinsame Geschäftsordnung der Gremien der FHE
- Leitfaden des TMWWDG zur Unterscheidung von paritätisch und mit Hochschullehrer:innen-

mehrheit zu beschließenden Angelegenheiten
- Leitfaden der FHE zur Unterscheidung von paritätisch und mit Hochschullehrer:innenmehrheit

zu entscheidenden Angelegenheiten
- ggf. ergänzende Geschäftsordnungen der Fakultäten zu Fakultätsratssitzungen

Aufgabe der Gremienmitglieder 

Aufgabe der Gremienmitglieder ist, die Interessen der jeweiligen Statusgruppe, der sie angehören, zu 
vertreten und darauf hinzuwirken, dass das Gremium seine Aufgaben erfüllen kann (§§ 21 Abs. 2 Satz 
1 ThürhG, 3 Abs. 2 Grundordnung und § 22 Abs. 4 Satz 4 ThürHG). Gremienmitglieder vertreten dem-
nach keine Einzel-/Fachinteressen oder folgen einer Agenda, die nicht zu den Aufgaben des Gremiums 
gehört.  

Entscheidungen in paritätischer Besetzung oder in Besetzung mit 

Hochschullehrer:innenmehrheit 

Die Hochschule ist aufgrund der Wissenschaftsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG verpflichtet, die 
Hochschule so zu organisieren, dass die Wissenschaftsfreiheit nicht gefährdet ist.  

Dazu gehört, dass Entscheidungen, die wissenschaftsrelevant sind von einer Hochschullehrer:innen-
mehrheit getroffen werden. Wissenschaftsrelevanz besteht bei Angelegenheiten, die Lehre (mit Aus-
nahme der Bewertung der Lehre), Forschung oder die Berufung von Hochschullehrer:innen unmittelbar 
betreffen, d.h. für Forschung und Lehre von besonderem Gewicht sind. 

Der oder die Vorsitzende des Gremiums legt in der Tagesordnung zunächst fest, ob eine Entscheidung 
Wissenschaftsbezug hat und daher mit Hochschullehrer:innenmehrheit zu treffen ist. Die Abstimmung 
über die Tagesordnung erfolgt mit Hochschullehrer:innenmehrheit. Kann im Gremium keine Einigung 
über die Frage erfolgen, ob ein Tagesordnungspunkt Wissenschaftsbezug hat, kann ein sog. Schlich-
tungsverfahren nach § 37 Abs. 2 ThürHG eingeleitet werden. Alle Mitglieder einer Gruppe können in 
diesem Fall die Aussetzung der Beschlussfassung für drei Wochen beantragen. Zur Gruppe der Hoch-
schullehrer:innen gehören auch die „zusätzlichen“ professoralen Mitglieder. In dieser Zeit wird ein 
Schlichtungsversuch mit je einer oder einem Vertreter:in jeder Gruppe unternommen. 

Vgl. auch: 

https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-HSchulGTH2018V4P5/part/X
https://www.fh-erfurt.de/fileadmin/Dokumente/Gremien/Rechtliche_Grundlagen/2022-10-27_Lesefassung_Grundordnungeinschliesslich_Erste_AEnderung.pdf
https://www.fh-erfurt.de/fileadmin/Dokumente/Gremien/Rechtliche_Grundlagen/GemeinsameGeschaeftsordnungGremien_FHE_2019_DritteAEnderung_Lesefassung_Veroeffentlichung_30.11.2021.pdf
https://www.fh-erfurt.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=53026&token=a61a1800b7231fe4b6dc64fb36162b2d4dbfe06f
https://www.fh-erfurt.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=62280&token=00139508556c6d63ef269208ee50639bf7b6a697
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- Leitfaden des TMWWDG zur Unterscheidung von paritätisch und mit Hochschullehrer:innen-
mehrheit zu beschließenden Angelegenheiten 

- Leitfaden der FHE zur Unterscheidung von paritätisch und mit Hochschullehrer:innenmehrheit 
zu entscheidenden Angelegenheiten 

 

Rolle der Ersatzmitglieder 

Ersatzmitglieder haben nur dann ein Stimm-, Antrags- und Rederecht, wenn stimmberechtigte Mitglie-
der ausscheiden oder aber stimmberechtigte Mitglieder am Sitzungstermin verhindert sind. Ersatzmit-
glieder dürfen ebenso wie die Hochschul- oder Fakultätsöffentlichkeit am öffentlichen Teil einer Gremi-
ensitzung teilnehmen, allerdings ohne Rede- und Antragsrecht. Rederecht kann natürlich für das Er-
satzmitglied von einem stimmberechtigten Mitglied des Gremiums beantragt werden.  

Die Teilnahme der Ersatzmitglieder am nicht-öffentlichen Teil der Gremiensitzung ist ausgeschlossen, 
es sei denn, ordentliche Mitglieder sind verhindert.  

 

Verschwiegenheitspflicht 

Bei Teilnahme am nicht-öffentlichen Teil einer Gremiensitzung sind die Mitglieder des Gremiums zur 
Verschwiegenheit verpflichtet (§ 27 ThürHG). D.h., sie sind verpflichtet über alle Tatsachen Stillschwei-
gen zu bewahren, die ihnen im nicht-öffentlichen Teil bekannt werden. Keine Verschwiegenheitspflicht 
besteht, wenn diese Tatsachen bereits offenkundig sind oder keiner Geheimhaltung bedürfen.  

Daher sind alle Informationen, Daten, Dokumente, die der Verschwiegenheitspflicht unterliegen, ver-
traulich zu behandeln. Sie dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden oder unsorgfältig aufbewahrt 
werden. Die vertraulichen Informationen und insbesondere auch personenbezogene Daten sind zu lö-
schen, sobald diese nicht mehr für den eigentlichen Zweck benötigt werden. So sind z.B. Berufungsun-
terlagen nach Entscheidung über den Berufungsvorschlag zu löschen. 

Bei Verletzung der Verschwiegenheitspflicht drohen arbeits- oder dienstrechtliche Konsequenzen. Die 
Verletzung einer Verschwiegenheitpflicht, die zugleich eine unbefugte Verwendung personenbezogener 
Daten darstellen kann, kann auch datenschutzrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.  

 

Digitale Sitzungen / Sitzungen in Präsenz 

• Gremiensitzungen finden entweder in Präsenz oder digital statt (s. § 5 a Abs. 2 Gemeinsame 
Geschäftsordnung für die Gremien). 

• Bei einer Präsenzsitzung kann im Ausnahmefall die Hochschul- oder Fakultätsöffentlichkeit 
auch digital zugeschaltet werden (§ 5 a Abs. 6 Gemeinsame Geschäftsordnung für die Gre-
mien). 

• Im Rahmen der digitalen Sitzungen gelten dieselben Regeln (z.B. Beschlussfähigkeit, Mehr-
heitsentscheidungen, Anträge zur Geschäftsordnung) wie bei Präsenzsitzungen 

 

Befangenheit  

https://www.fh-erfurt.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=41493&token=e8b911ea990c210220fe58f15001e954dc315ba4
https://www.fh-erfurt.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=62280&token=00139508556c6d63ef269208ee50639bf7b6a697
https://www.fh-erfurt.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=53026&token=a61a1800b7231fe4b6dc64fb36162b2d4dbfe06f
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• Das Thema Befangenheit wird immer dann relevant, wenn das Gremium im Rahmen eines 
Verwaltungsverfahrens (z.B. Entscheidung in Berufungsangelegenheiten, Wahl oder Abwahl 
von Dekan:in, Präsident:in oder Kanzler:in) tätig wird.  

• Befangenheit führt stets zum Ausschluss des befangenen Mitglieds 
• Zwingender Ausschluss des befangenen Mitglieds (§ 20 ThürVwVfG): wenn ein Gremienmit-

glied selbst Beteiligte:r ist, Angehörige:r, Vertreter:in oder Beschäftigte:r eines Beteiligten ist 
(z.B. Gremienmitglied stellt sich selbst zur Wahl oder ist Ehemann einer zur Wahl stehenden 
Person oder ein Mitglied des Gremiums, das über den Berufungsvorschlag entscheiden soll, ist 
mit einer oder einem Listenplatzierten verheiratet). In diesen Fällen ist aufgrund der Befangen-
heit der zwingende Ausschluss erforderlich. 

• Besorgnis der Befangenheit (§ 21 ThürVwVfG): es liegen objektiv nachvollziehbare Gründe vor, 
die geeignet sind, Misstrauen gegen eine unparteiische Entscheidung zu erwecken. 
Nicht ausreichend sind allein subjektive Gründe („Ich fühle mich befangen“); es müssen auch 
Tatsachen vorliegen, die diese Annahme stützen.  
Z.B. kann eine besondere persönliche Nähe (Freundschaft, dienstliche Abhängigkeit, Feind-
schaft o.ä.) zu Listenplatzierten bei Entscheidungen über den Berufungsvorschlag die Besorg-
nis der Befangenheit auslösen.  

• Folge der Befangenheit: Gremium muss ohne das möglicherweise befangene Mitglied über 
Ausschluss entscheiden und die Gründe im Protokoll festhalten. Das ausgeschlossene Mitglied 
darf an der Gremiensitzung nicht teilnehmen und auch an keiner Entscheidung mitwirken. 
 

Geheime Abstimmungen / Wahlen 

• Grundsätzlich sind Entscheidungen eines Gremiums offen zu treffen (Transparenzsicherung) 
 
Ausnahmen von diesem Grundsatz sind: 

 
- Wahlen sind geheim (z.B. Wahl Dekan:in). 
- Personalentscheidungen sind geheim (Berufungsvorschlag, Einstellung, Ernennung 

von Personen); Personalentscheidungen liegen vor, wenn Gegenstand der Entschei-
dung eine oder mehrere konkrete Personen sind. 

- Geheime Abstimmung wird beantragt. 
 

• Bei Wahlen und geheimen Abstimmungen wird mittels Stimmzettel und Urne abgestimmt.  
• Bei digitalen Sitzungen werden diese Entscheidungen über Evasys in geheimer Abstimmung 

getroffen; im ZFQ (Ansprechpartnerin ist Frau Nicolaus) müssen die Abstimmungen vorbereitet 
werden, sodass eine rechtzeitige Abstimmung mit dem ZFQ erforderlich ist. Stimmboten sind 
nicht zulässig.  
 

Beschlussfassungen/Abstimmungen 

• Der Beschluss setzt einen Antrag voraus. Der Antrag muss einem Tagesordnungspunkt zuzu-
ordnen sein. 

• In der Regel wird ein Beschluss mit einfacher Mehrheit (also Mehrheit der Ja-Stimmen) gefasst  
Ausnahmen: z.B. Berufungsvorschlag, der neben der einfachen Mehrheit auch die Mehrheit der 
professoralen Mitglieder erfordert (§ 45 Abs. 1 GrundO) oder Wahl von Beauftragten, die Mehr-
heit der Stimmen der Mitglieder des Gremiums erfordert (§ 45 Abs. 2 GrundO). 

• Stimmenthaltung: gilt nicht als abgegebene Stimme (§ 5 Abs. 4 S. 2 Gemeinsame Geschäfts-
ordnung für die Gremien). Die Stimmenthaltung wird also nicht mitgezählt.   

• Die Stimme muss im Rahmen der Abstimmung abgegeben werden; eine Abstimmung vor oder 
nach der eigentlichen Abstimmung während der Gremiensitzung ist nicht zulässig. 

• Beschlussvorschlag und Beschluss müssen so formuliert sein, dass eine Antwort mit „Ja“ oder 
„Nein“ möglich ist.  
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• Abstimmungen im Umlaufverfahren: Alle Gremienmitglieder müssen dem Umlaufverfahren zu-
stimmen. Widerspricht nur ein Mitglied dem Umlaufverfahren, muss die Entscheidung im Rah-
men einer ordentlichen Gremiensitzung erfolgen. 

 
 

Ansprechpartnerinnen bei Fragen: 

 

Verfahrensfragen:  Gremienbetreuung Frau Bettina Mayer / Frau Stefanie Bauer, gremien@fh-er-
furt.de, -7012/-7002 

Juristische Beratung:  Justiziariat, justiziariat@fh-erfurt.de, -7031 
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